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Rechtsanwältin
Katharina Feddersen
von Osborne Clarke

Quelle: Osborne Clarke

Baurecht. Bauherren haften für Schäden an
Bäumen auf benachbarten Grundstücken,
wenn sie die Verkehrssicherungspflicht nicht
auf die Baufirma übertragen haben.

OLG Karlsruhe, Urteil vom 17. Januar 2023,
Az. 12 U 92/22

Für beschädigte Bäume
zahlt der Bauherr
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DER FALL

Auf dem Grundstück der Kläger stand
nahe der Grundstücksgrenze zu den
Beklagten ein alter Walnussbaum. Die
Beklagten planten auf ihrem Gelände die
Errichtung eines Hauses. Die Baugeneh-
migung enthielt umfangreiche, detail-
lierte Auflagen zum Schutz des Baums.
Die Beklagten beauftragten eine Baufirma
mit Erdarbeiten. Bei der Errichtung der

Baugrube beschädigte die Firmamit einer
Baggerschaufel die Baumwurzeln. Nach
einemmehrmonatigenbehördlich verfüg-
ten Baustopp und einer gerichtlichen
einstweilige Baueinstellung sowie einer
gutachterlichen Wertfeststellung musste
der Baum gefällt werden. Die Kläger ver-
langten Schadenersatz in fünfstelliger
Höhe.
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DIE FOLGEN

Sie obsiegten. Die Kläger haben Anspruch
auf Schadenersatz wegen der Verletzung
ihres Eigentums (§ 823 I BGB) durch die
beklagtenNachbarn. Denndie Zerstörung
eines Baums ist eine Beschädigung des
Grundstücks, auf dem er steht – hier das
Grundstück der Kläger. Zwar hatte die
Baufirma die Baumwurzeln beschädigt.
Für Handlungen von Baufirmen muss der
Bauherr in derRegel auchnicht einstehen.
Die Beklagten waren, da sie eine Gefah-
renlage geschaffen hatten, jedoch grund-
sätzlich verpflichtet, Vorkehrungen zu

treffen, um eine Schädigung anderer zu
verhindern. Diese Verkehrssicherungs-
pflicht umfasst die Maßnahmen, die ein
umsichtiger und verständiger, in vernünf-
tigen Grenzen vorsichtiger Mensch für
notwendig und ausreichend hält, um
andere vor Schäden zu bewahren. Jene
Maßnahmen kannten die Beklagten, denn
sie waren in der Baugenehmigung aufge-
führt. Die Beklagten hatten die Verkehrs-
sicherungspflicht auch nicht vertraglich
auf die Baufirma übertragen.
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WAS IST ZU TUN?

Ein Bauherr als Auftraggeber kann seine
Verkehrssicherungspflicht am Bau bzw.
auf der Baustelle auf als zuverlässig gel-
tende, sachkundige Architekten oder
Bauunternehmer übertragen. Ihm ver-
bleiben dann Koordinierungs-, Anwei-
sungs- und Überwachungspflichten. Für
eine Übertragung der Verkehrssiche-
rungspflicht bedarf es indes einer klaren
Absprache. Der Übertragende muss sich
vergewissern, dass der Übernehmende
bereit und in der Lage ist, die Verkehrs-

sicherungspflicht zu erfüllen. Dazu reicht
ein bloßer Hinweis auf die Baugeneh-
migung im Zweifel nicht aus. Hinzu kam
hier die Besonderheit, dass die Beklagten
nicht nur täglich auf der Baustelle waren,
sondern auch das Vorhaben als Archi-
tekten selbst geplant hatten und die
verantwortliche Bauleitung waren. Als
Berechnungsgrundlage für Baumschäden
wird die „Methode Koch“ angewandt,
ein anerkanntes Sachwertverfahren.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Paul Kiss von

CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Für die Einordnung
einer Immobilie als Wohnung oder
Einfamilienhaus als Voraussetzung
für die Teilung der Maklercourtage
kommt es auf den kaufvertraglichen
Erwerbszweck an.

LG Kiel, Urteil vom 2. März 2023,
Az. 6 O 249/22

Keine Provision nach Aufteilung
in Wohnungen
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DER FALL

Ein Makler schloss mit dem Eigentümer
eines Zweifamilienhauses mit zwei gleich
großen Wohnungen einen Maklervertrag,
für den Auftraggeber sollte kein Makler-
lohn anfallen. Zwei amErwerb einerWoh-
nung interessierte Paare kontaktierten
unabhängig voneinander den Vermittler
und schlossen mit ihm jeweils einen pro-
visionspflichtigen Vertrag. Sodann erwar-

ben die beiden Paare in einem gemeinsa-
menKaufvertrag die als Zweifamilienhaus
benannte Immobilie. Der Kaufvertrag
stand unter der aufschiebenden Bedin-
gung, dass der Verkäufer die Immobilie in
Wohnungseigentum aufteilt. Der Makler
stellte den Erwerbern jeweils eine Rech-
nung über Maklerlohn. Die Zahlung
wurde verweigert.
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DIE FOLGEN

Die Zahlungsklage blieb erfolglos, da die
mit denErwerbern geschlossenenMakler-
verträge gegen die Regelungen des
§ 656 c Abs. 1 BGB verstießen. Ein Makler,
der sich von beiden Parteien des Kauf-
vertrags über eine Wohnung oder ein Ein-
familienhaus einen Maklerlohn verspre-
chen lässt, kann dies nur in derWeise tun,
dass sich Käufer und Verkäufer in gleicher
Höhe zur Provisionszahlung verpflichten.
Vereinbart er mit einer Partei, dass er
unentgeltlich tätig wird, kann er sich auch
von der anderen Partei keine Courtage

versprechen lassen. Entscheidend war
hier die Frage, ob es sich bei der Immobi-
lie um eine Wohnung handelte. Es han-
delte sich bei Abschluss der Maklerver-
träge zwar um ein Zweifamilienhaus, der
Kaufvertrag wurde jedoch ausdrücklich
erst mit der Aufteilung in zwei Eigentums-
wohnungen wirksam. Bei der Einordnung
ist auf den Erwerbs- und Nutzungswillen
abzustellen. Die Käufer erwerben die
Immobilie als Eigenheim. Sie unterfallen
damit dem Schutzzweck des § 656 c Abs. 1
BGB.
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WAS IST ZU TUN?

Beabsichtigt ein Makler, nur von einer
Partei des durch ihn zu vermittelnden
bzw. nachzuweisenden Kaufvertrags eine
Provision zu verlangen oder von beiden
Parteien eine Provision in unterschied-
licher Höhe und handelt es sich bei dem
Käufer um einen Verbraucher, hat er
weiter zu prüfen, ob es sich bei dem Kauf-
gegenstand um eine Wohnung oder ein
Einfamilienhaus handelt. Vorliegend
handelte es sich um ein Zweifamilien-
haus. Hätte der Makler darauf hingewirkt,

dass dieses auch nur als solches verkauft
wird, wäre er bei der Provisionsgestaltung
frei gewesen. Die aufschiebende Bedin-
gung mit dem Ziel, zwei einzelne Woh-
nungen zu erwerben, hat dies zulasten
des Maklers vereitelt. Ohne diese wäre
der Prozess anders ausgegangen. In
Grenzfällen muss deshalb – aus Sicht des
Maklers – genau auf die Vertragsformulie-
rung geachtetwerden, umdenProvisions-
anspruch nicht unnötig zu gefährden.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Sandra D’Ascenzo
von White & Case

Quelle: White & Case LLP

Grundstücksrecht. Ein eingetragenes
Wohnungsrecht ist im Zweifelsfall ein
ausschließliches Wohnrecht. Ein
Mitbenutzungsrecht des Eigentümers
an den Räumen ist dann nicht möglich.

BGH, Urteil vom 23. März 2023,
Az. V ZR 113/22

Wohnungsrecht schließt
Nutzung durch Dritte aus
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DER FALL

Der Beklagte ist Eigentümer eines mit
einem Wohngebäude bebauten Grund-
stücks. Er hat der Klägerin, seiner Schwes-
ter, daran ein Wohnungsrecht einge-
räumt. Es bezog sich „auf die ausschließ-
liche Nutzung der Wohnung des Unter-
geschosses“ und wurde ins Grundbuch
eingetragen. Die Klägerin nutzte die
Untergeschosswohnung nicht; der Be-

klagte bezog diese selbst. Die Klägerin
widersprach in der Folgezeit der Nutzung.
Der Bruder wurde rechtskräftig zur Räu-
mung der Untergeschosswohnung verur-
teilt. Seine Schwester begehrt von ihmnun
Nutzungsersatz. Das OLG Hamm
hat den Anspruch auf Nutzungsersatz
verneint.
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DIE FOLGEN

Der BGH stimmt dem zu. Der Beklagte
war nicht zur Nutzung der Wohnung
berechtigt. Denn auchwenn in der Eintra-
gungsbewilligung das für das Wohnungs-
recht gemäß § 1093 BGB wesentliche
Merkmal „unter Ausschluss des Eigentü-
mers“ fehlt, handelt es sich im Zweifel
nicht um ein bloßes Mitbenutzungsrecht
der Klägerin. Ein solches Recht ist nur
dann anzunehmen, wenn sich aus der
Eintragungsbewilligung Anhaltspunkte
ergeben, dass der Eigentümer die Woh-
nungmit benutzen soll. Daswar hier nicht

so. Ein Wohnungsrecht umfasst laut BGH
nur das Recht des Berechtigten zur per-
sönlichen Nutzung der Wohnung. Dort
darf er selbst leben, die Wohnung darf
aber weder vermietet noch Dritten zur
sonstigen Alleinnutzung überlassen wer-
den. Ein Eigentümer, der anstelle des dort
nicht wohnenden Berechtigten in der
Wohnung lebt, wird durch den damit ver-
bundenen Gebrauchsvorteil nicht auf
Kosten des Berechtigten bereichert.
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WAS IST ZU TUN?

Der Berechtigte kann die Unterlassung
verlangen. Es gibt aber keinen Anspruch,
Vorteile abzuschöpfen, die der Eigentü-
mer durch eine unentgeltliche Eigennut-
zung zieht. Bei der Bestellung eintra-
gungsbedürftiger Rechte ist genau zu prü-
fen, welche Rechtspositionen den Betei-
ligten zustehen sollen. Diese sind präzise
zu formulieren. Zur Ermittlung des Inhalts
einer Dienstbarkeit ist vorrangig aufWort-
laut und Sinn der Grundbucheintragung
und in Bezug genommenen Eintragungs-

bewilligung abzustellen, wie er sich für
einen unbefangenen Betrachter als
nächstliegende Bedeutung des Eingetra-
genen ergibt. Soll dem Eigentümer ein
Mitbenutzungsrecht an einer Wohnung
verbleiben, muss dies klar zum Ausdruck
gebracht werden. Sollen dem Wohnungs-
berechtigten auch die Nutzungen zuste-
hen, ist ein Nießbrauch zu bestellen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Baurecht. In B-Plänen werden
Festsetzungen zum Maß baulicher
Nutzung nur funktionslos, wenn Laien
Abweichungen mit bloßem Auge
erkennen können.

OVG Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 22. Februar 2023,
Az. OVG 10 B 15.18

Auge des Betrachters ist
Maßstab für Abweichungen
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DER FALL

Der Kläger begehrte einen Vorbescheid
zum Dachgeschossausbau eines fünfge-
schossigen Altbaus im Bereich des Berli-
ner Baunutzungsplans von 1960/61. Das
Bezirksamt verneinte die Zulässigkeit. Die
Geschossflächenzahl (GFZ), das Verhält-
nis der Geschoss- zur Grundstücksfläche,
sei schon im Bestand um mehr als das
Doppelte überschritten. Es sei zu vermu-

ten, dass die Grundstücksverhältnisse
einen städtebaulichen Missstand darstell-
ten, den das Vorhaben verfestigen würde.
Dem schloss sich das Verwaltungsgericht
an. Für eine Funktionslosigkeit reiche
nicht aus, dass schon die im Baublock
überwiegend vorhandenen Gebäude aus
der Zeit vor Erlass des Baunutzungsplans
die GFZ wesentlich überschritten hätten.
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DIE FOLGEN

Die Berufung des Klägers hat der 10. Senat
des OVG abgewiesen. Er hält an der allei-
nigen Betrachtung des Baublocks fest und
widerspricht damit bei der Funktions-
losigkeit der vom2. Senat in einer anderen
Entscheidung vorgeschlagenen baustu-
fenorientierten Gebietsbetrachtung. Zwar
haben die Verhältnisse, auf die sich die
Festsetzung der GFZ bezieht, in der tat-
sächlichen Entwicklung einen Zustand
erreicht, der eine Verwirklichung der Fest-
setzung auf unabsehbare Zeit ausschließt.
Für deren Funktionslosigkeit fehlt dem

10. Senat jedoch die Offenkundigkeit der
Abweichung. Dafür müsse sich aus Sicht
eines durchschnittlichen Bürgers bei
einer Betrachtung der tatsächlichen bau-
lichen Verhältnisse ohne Einsicht in die
Bauakten und weiterer Dokumente auf
den ersten Blick aufdrängen, dass die
betreffende Festsetzung des Bebauungs-
plans nicht mehr zu verwirklichen ist.
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WAS IST ZU TUN?

Der Senat überspannt die Anforderungen
an die Erkennbarkeit der Funktionslosig-
keit eines B-Plans. Die GFZ im Baunut-
zungsplan richtet sich anArchitekten oder
Rechtsanwälte. Selbst die können wie die
Bauaufsichtsbehörden nur anhand von
Karten und anderen Hilfsmitteln das Maß
der baulichen Nutzung bestimmen, nicht
allein durch straßenseitige Betrachtung
eines Gebäudes. Ein Durchschnittsbürger
vermag dies erst recht nicht. Das und
die unterschiedliche Gebietsbetrachtung

zweier Senate des OVG Berlin-Branden-
burg erfordert einehöchstrichterlicheKlä-
rung. Bis dahin bestehen aufgrund des
Einzelfallerfordernisses für die Befrei-
ungserteilung geringe Erfolgsaussichten
für die gerichtliche Durchsetzung einer
Befreiung. Hier muss der Gesetzgeber
nachbessern. Dafür sollte das Einzelfall-
kriterium für Befreiungen für Nachver-
dichtungsmaßnahmen im Bereich über-
geleiteter Bebauungspläne entfallen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Energiesparen können auch
Eigentümer und Verwalter

DasBuch „Energiesparen für Immobilien-
eigentümer und Verwalter“ beinhaltet
vorwiegend miet- und steuerrechtliche
Aspekte von Modernisierungsmaßnah-
men. Dies ist dem Autorenduo Georg
Hopfensperger und Claudia Finsterlin
geschuldet, das gemeinsam eine Kanzlei
für Steuer-, Miet- und Wohneigentums-
recht betreibt.

Der Band lässt sich dank seiner fein
strukturierten Gliederung gut als Nach-
schlagewerk nutzen. Er besteht aus zwei
Teilen mit zusammen 19 Kapiteln sowie
einem Stichwortverzeichnis. Teil eins be-
fasst sich mit Modernisierungsmaßnah-
men im Mietrecht, dem mit 17 Kapiteln
das Gros der 261 Seiten zukommt. Ab
Seite 209 beginnt der zweite Teil mit zwei
Kapiteln mit Fokus auf Steuerrecht. Das
erste davon thematisiert steuerrechtliche
Aspekte energetischer Sanierungsmaß-
nahmen in vermieteten Wohn- und Ge-
werberäumen sowie in selbst genutztem
Wohnraum. Das letzte Kapitel ist Photo-
voltaikanlagen gewidmet.

Beiden Teilen gemein sind viele an-
schauliche Fallbeispiele. Zum Mietrecht
werden zudem einige Musteranschreiben
abgebildet, die auch als digitale Extras
mit einem Zugangscode am Ende des
Buchs abrufbar sind. Für Teil zwei be-
schränkt sich dieser digitale Bonus hinge-
gen hauptsächlich auf mehrere Schreiben
des Bundesfinanzministeriums, die kom-
plett nachgelesen werden können.

Insgesamt stellt der Band eine kom-
pakte Zusammenschau der organisatori-
schen Vorgehensweisen für Eigentümer
und Verwalter dar, wenn eine energeti-
sche Sanierung ansteht. Das „Energiespa-
ren“ im Titel ist daher wohl nicht
ausschließlich auf die Immobilie zu be-
ziehen. Alexandra Stiehl

Literaturhinweise
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Auf den Dächern der Welt ist
noch viel Bauplatz

Das Ziel der beiden Autoren, der Turiner
Architekturprofessoren Gustavo Ambro-
sini und Guido Callegari, ist hoch ange-
setzt. Sie wollen die dicht bebauten
modernen Städte über ihre oft unbeachte-
ten Dächer erweitern, erneuern, verschö-
nern.NeuerWohn- undLebensraumwird
in der Vertikalen geschaffen, um die raren
Bodenflächen zu schonen. Dabei geht es
ihnen nicht in erster Linie um die nun vie-
lerorts angelegtenüppigenDachgärtenals
grüne Großstadtoasen. Sie zeigen archi-
tektonisch gelungene Dachaufstockungen
und -umbauten auf Bestandsgebäuden
aller Arten und Baualtersklassen auf, die
Freiräume fürWohnen, Arbeiten und Ler-
nen, Treffen und Kultur schaffen

Im Buch sind Beispiele, insgesamt 24,
aus der ganzen Welt versammelt. Dar-
gestelltmit kleinen Fakteninfos und vielen
Fotografien. Übers Dach reanimiert wer-
den alte Fabrikgebäude ebenso wie Schu-
len oder Wohnhäuser des 19. Jahrhun-
derts. Weil die Architekten gut sind,
schmiegt sich das Moderne harmonisch
ins Historische ein. Die Autoren rechnen
vor, dass in der EU etwa 24.000 Quadrat-
kilometer Bodenflächemit Gebäuden ver-
siegelt sind. Die Mehrzahl davon stammt
aus der Nachkriegszeit und braucht ener-
getische und ästhetische Ertüchtigung –
und zusätzlichen Raum.

Neben schön anzuschauenden Bei-
spielen aus Antwerpen, Budapest, Wien,
Lima oder dem englischen Bradford sind
auch optisch sehr gelungene deutsche Pro-
jekte vertreten. Etwa die Dachaufstockun-
gen der LEG in der ehemaligen Ford-Sied-
lung in Köln oder die Umgestaltung eines
alten Hochbunkers zum Kulturort in
Frankfurt.

Das Buch über die schönen neuen
Dächer ist in Englisch geschrieben.
Wenn’s da mal stockt, kann man einfach
viele schöne Bilder gucken. Jutta Ochs

Gustavo Ambrosini,
Guido Callegari:
Roofscape Design,
Regenerating the City
upon the City, Jovis
Verlag Berlin, 176 Seiten,
ISBN 978-3-86859-665-6,
28 Euro.


